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Vczu, » » rei « r An Karlsruhe und auswärts frei in» Hau« »«liefert »iertelsiihrlich 3ä Jt — Einzelnummer 50 — N » ,etgengebilhr : 80 .- für 1 mm Höh « und eia Siebentel Breite. Briefe und
Kleider «rei. Bei Wirterhvlunzen tariffester Rabatt , der als Kaffeuradatt gilt und verweigert werden kann , wenn nicht binnen »irr Sechen nach Empfnnz der Rechnung Zahlung erfolgt. Amlliche Anzeigen find direkt
m» die SeschLfksstelle der Karlsruher Zeitung» Badische« StaatSauzeise«, Karl-Friedrichstr. 11 zu sende« und werden in Bereiubarung mit dem Ministerium de« Inner » berechnet. Bei Klageerhebuug , zwangSweyer BeitreibimG
«nd K,ut «rS»erfahren fallt »er Rata « fart . LrKlluugSart Karlsruhe. — Im Falle »an höherer Sewalt , Streik, Sperr «, AuSfperrting, Mrichineubrach, Betriebsstörung im eigenen Betriebe oder in denen miierer Lieferant«»
hat der Inserent kein« Ansprüche , fall» di« Zeitung verspätet, in beschränktem Umfange oder nicht rrichrinr. — Für telephonisch« Abbestellung »»» » Njeste « wird keine Gewähr üdrriwmmen. llnpertaugte Drttcksachen uud

Manuskript» werben nicht zurückgegtbc » und e« wird keinerlei Verpflichtung zu irgendwelcher Bergümng übernommen.

Amtlicher Teil.
Vorscdüsse kür zurubegesetzte Beamte

und Beamtenbinterbliebene .
** Im Dezember v. I . ist den badischen zuruhegesetzten Be«

mnien und den Beamtenhinterbliebenen ein Vorschuh auf die
Erhöhung ihrer Bezüge gegeben worden, die sich aus der all¬
gemeinen Erhöhung der Beamtengehälter nach dem Gesetz
vom 81 . November 1921 ergibt. Man hatte dabei angenom¬
men, dah es möglich sein werde , die Bezüge der zuruhegesetz¬
ten Beamten usw . längstens bis znm Ablauf der ersten
Wochen des >reuen Jahres endgültig festzusetzen . Diese An¬
nahme hat sich nicht verwirklicht , nicht nur weil die Neube¬
rechnung auf Grund des Gesetzes vom 1b. Dezember 1921 über
die Änderung einiger Bestimmungen des Beamtengesetzes
zum Teil recht erhebliche Schwierigkeiten bietet, sondern vor
allem, weil die Vorlage der Reichsregierung über die Ände¬
rung des Penfionsergänzungsgesetzes vom Reichsrat und
Reichstag noch nicht verabschiedet ist. Sobald dies geschehen
Ist . wird auch dem badischen Landtag eine entsprechende Vor¬
lage zugehen . Bekanntlich beabsichtigt die Reichsregierung den
Tcuerungszuschlag für die zuruhegesetzten Beamten mit Wir¬
kung vom 1 . Oktober 1921 an aus dem Ruhegehalt (und dem
Wartegeld) nach denselben Grundsätzen berechnen zu lasten
wie für die im Dienst befindlichen Beamten ; er wird also
dann im allgemeinen zurzeit ebenfalls 20 v . H . betragen.

Dieser erhöhte Teuerungszuschlag war bei dem Vorschutz,
den die badischen Ruhegehaltsempfänger usw. im vergangenen
Monat erhalten haben , bereits berücksichtigt. Danttt nun die
Beteiligten durch die unfreiwillige Verzögerung nicht geschädigt
werden , hat das Finanzministerium angeordnet, . daß ihnen
jetzt nochmals ein Vorschuß ausbezahlt wird. Für die
Beamtenwitwen ist der Borschutz für die zwei Monate Januar
und Februar 1922 berechnet, für die zuruhegesetzten Beamten
für die drei Monate Januar —März 1922 . Es ist Anordnung
getroffen worden , datz mit der Auszahlung sofort begonnen
wird .

Die allgemeine Erhöhung der Ortszuschläge seit dem
1. Oktober 1921 ist in den Vorschüssen bereits berücksichtigt.
Dagegen bleiben Änderungen der Einreihung eines Ortes in
die Ortsklassen für die Ruhegehaltsempfänger und Beamten.
Hinterbliebenen ohne Wirkung, weil ihr Ortszuschlag nach dem
DnrchschnittSsatze des vollen OrtszuschlagS für alle
Ortsklassen berechnet wird . Für die Zeit vom 1 . Januar 1981 bis
90. September 1921 konnte freilich eine kleine Nachzahlung ge-
leistet werden , weil in dieser Zeit die Teuerungszuschläge zum
OrtSzuschlaq für die verschiedenen Ortsklassen verschieden doch
waren. Z. B. erzielt ein zurubegesetzter Beamter , dessen
Wohnort von Ortsklasse 6 nach Ortsklasse A eingereibt wurde,
für die Zeit vom 1. Januar bis 31 . Juli 1921 eine Nachzahlung
ln Höhe von — — - j- — -g- oder 1,5 v . H ., für die Monate

93 91
August und September 1921 eine solche von - - — 1 v .H.
des OrtszuschlagS -

Die Rede des Mnsnzminlsters
(Fortsetzung statt Schluß.) .

In seiner vorgestrigen , Landtagsrede führte Finanzminister
Kühler weiter aus :

Auch im außerordentlichen Etat der Hochschulen befindet sich
diese- Mal — wohl zum erstenmal seit viüerr Jahren — kein
neues Bauprojekt größeren Stils , sondern mir Teil - und
Schlutzforderungen für bereits begonnene Bauten . Die frü¬
her von mir in Aussicht gestellte Einschränkung auch auf dtepem
Gebiet ist durchgeführt .

Eine Ausnahme macht nur der Wohnungsbau . Hier
sind im Etat des Finanzministeriums über 13 Millionen für
Wohnungen in veTchiedenen Teilen des Landes und für 10
Häuser für Forstschutzbeamte vorgesehen . Die Etats der andern
Ministerien enthalten ebenfalls erhebliche Beträge zur Be¬
hebung der Wohnungsnot. Autzerdeni enthält der Etat des
LrbeitSministerüunSfür Arbeitgeberzufchüffe den Betrag von
8 Millionen.

Stark angewachfen sind natürlich die Aufw>endu »igen zur
Deckung der Fehlbeträge in den verschiedenen Kliniken .
Sie belaufen sich auf mehrere Millionen . Aus dem außer¬
ordentlichen Aufwand für Wissenschaft und Künste
dürste vielleicht der Betrag von 300 000 Mark interessieren, zur
Förderung wissenschaftlicher und künstlerischer Unternehmun¬
gen und der Betrag von 100000 M . als Stlratsbertrag für die
Erhaltung des Betriebs der Münsterbauhütte in Freibnrg. Für
ErholungSfürsorge für Kinder sind 4 Millionen
eingestellt und als Anteil Badens an den durch die Empfang,
nähme und Verteilung der ausländischen Liebesgaben ent»
stehenden Kosten 1L Millionen . MS Anteil Badens an den
Hilfsmaßnahmen zur Verbesserung der Milchversorgung8 Millionen. An Beihilfen zum Aufwand für die Erwerbs -
kosenfürsorge 12 Millionen . Für die Unterhaltung der
Landstraßen mußten diesmal erhöhte Beträge eingestelltwerden, um unser « Lmidstratzsn wenigstens einigermaßen Krie«

auf den Stand der Zeit vor dem Kriege zu bringen.
Gestatten Sie mir noch einige Ausführungen zu den Staatss

ernnahmen ! Unter diesen Einnahmen stehen natürlichan erster Stelle die Anteile am Akvag der Reichs st e u e r n .An Überweisungaus der Einkommen» und Körperschaftsfteuer
für das Land und di« Gemeinden ist an Stelle des bisherigen
Garantiebetrags von rund 443 Millionen der Betrag von 730
Millionen entsprechend der Schätzung des Reichßsinanzmini-

steriums eingestellt worden . Von diese «» Betrag erhält zu¬
nächst das Land seine Garmrtiesumme in Höhe von 865 Mil¬
lionen und die Gerneinden die ihrige mit 177 Millionen . Von
dem Mehrbetrag mit 288 Millionen werden schätzungSiveife
Land und Genieinden je di« Hälfte bekommen, die Geureinden
also «veiter « 144 Millionen«. Das Land inrrtz ober nach § 20
des Steuerverteilungsgesetzes aus seinem überschietzenden An¬
teil 30 Prozent in den Lästenausgleichsstock gehen ; das sind
43,2 Millioner «, außerdem einen festen Betrag in Höhe von
jnlirlich 2 Millionen, so datz also der Gesamtüberweisnng des
Reiches mit 730 Millionen Abgaben an die Gemeinden in
Höhe von 366 Millionen gegenüberstehen .

Die Reineinnahme des Landes beträgt also 364 Millionen,
also rund 100 Millionen mehr, als bisher vorgesehen war.

Die Überweisung aus der Umsatzsteuer ist diesmal mit
den; gewaMgen Betrag vou 80 Millionen eingestellt. Die ba¬
dische Steuer vom Grundvermögen und Gewerbe¬
betrieb ist mit IM Millionen vorgesehen . Die fortschreitende
Geldentwertung ließ nach Auffassung des Finanzministeriums
diese Höhereiristellung zu. Entsprechet«!» höhere Beträge sind
natürlich auch aus den Sporteln und Taxen zu ervar -
ten.

Einen Haupteinnahmefaktor bildet fodann die H o l z e i n -
nähme . Sie ist mit 164 Millionen vorgesehen gegen bisher
95 Millionen. Aus landwirtschaftlichen Grundstücken find 12,8
Millionen gegen bisher 7 Millionen vorgesehen . Die A m o r -
tisationskasse , in deren Etat als Eisenbahnrente der
Betrag von 13,7 Millionen und als Rente für die an das Reich
abgegebenen Wasserstraßen der Betrag von 440000 Mark jähr¬
lich erscheint; soll an erwirtschafteten Zinsen 12 )4 Millionen!
jährlich an die allgemeine Staatsverwaltung abliefern.

Nun noch ent Wort zu den wirvschaftkichen Unter¬
nehmungen der Staate ». Zunächst zum Wald¬
besitz . Es ist ein wertvolles Kapital ; das der Staat hier be¬
sitzt.^ Deshalb ist es begreiflich, daß von allen möglichen Seil
ten in der jetzigen Zeit Forderungen an dtze Staatsverwaltung
kommen , die dieses Kapital berühren ; Bald wird «in stärke¬
rer Holzhieb angeregt, bald die Abgabe von Brenn- oder Nutz¬
holz zi« ermäßigten Preisen verlangt, bald radikale Ausstock.nig
zur Getmnnung landwirtschaftliche»« Geländes oder Sportplät¬
zen geivünscht. Der Verwalter dieses wertvollen Eigentums
wird hier außerordentlich gewissenhaft zu prüfen hoben, wie
weit stssn einzelnen Wünschen entsvrochen werden kann . Gr
wird sich vor allem bewußt sein müssen, daß auch das Wald-
kapital nur ein beschränktes ist. Er ioird weiterhin darmrf
bedacht sein müssen, dah alle sozialen Forderungen, die jetzt
an den Wald gestellt werden , nicht allein auf den Maatswald
entfall, i! dürfen . Die soziale Hypothek, von , der so viele Ein¬
gaben reden, die an, das Finanzministerium konimen , in
denen Holzabgabe zu ermäßigten Preisen usw. oder Streu¬
nutzung im weitesten Umfang verlangt wird , darf unter gar
keinen Umständen allein aus de «« Staatswal -) gelegt werden
(Sehr gut ! rechts) . Denn der staatliche Waldbesitz stellt nur
17 Prozent! des gesandten Waldbesihes in Baden dar. Des¬
halb haben wir im Finanzministerium uns in den letzten Mo¬
naten «außerordentlich »reserviert verhalten gegenüber allen
derartigen Wünschen. Aber es muß hier ausgesprochen »ver¬
dien, daß die Forderungen nicht so weiter gehen dürfen. Sonst
müßte man aufrusen jut Gründung «ine» Schuhverbandes
zur Erhaltung des deutschen Waldes.

Neue Grundsätze sind auch ausgestellt worden über die Be¬
wirtschaftung des großen landwirtschaft .
lichen Besitzes des Staates . Ich glaube, sagen zu kön¬
nen, daß diese Grundsätze sich bewährt haben.

Recht gut abgeschnitten hat sodanw auch die StaatS -
brauerei Rothaus . Die zwei Zahlen in der Einnahme
und Ausgabe unseres Voranschlags geben an sich kein richtiges
Mld . Nach der nach durchaus kaufmännischen Grundsätzen
aufgestellten Bilanz haben wir im abgetan jenen RechnungSs
fahr, 1. Oktober 1920 bis 1 . Oktober 1921, aus dem Brauer ei¬
betrieb nach reichlichen Abschreibungen ein Reinerträgnis von
657 000 SK . erzielt (Zurufe: Hörtt Hört ! ) . Schon aus die¬
sen Gründen, abgesehen von anderem liegt für den Staat kei¬
nerlei Veranlassung vor , das innerlich absolut gesunde Unter¬
nehmen in Privakbesitz zu überführen . Die Beunruhigung;
die durch einige Zeitungsnachrichten in die Öffentlichkeit ge¬
bracht tootben

_ift, ist deshab durchaus unbegründet. Ob die
Getriebsform änderungsbedürftigist, das ist ein« Frage, die,wie ich glaube , im Haushaltsausschuh des Landtag recht wohlerörtert werden kann.

Ein Ähnlich günstiges Ergebnis hat auch die S t aa t Skel -
lerei MeerSburg erzielt. Hier haben nur im letzten
.Jahre einen bilanzmäßigen Reingewinn von 480000 M . er¬
zielt .

Der Salinen - und Solbadbetrieb steht natürlich
vollständig unter der Konjunktur des Wirtschaftslebens. Rach
der kaufmännischen Mlariz auf 81 . März 1021 beträgt der
Reingewinn aus den beiden Salinen rund 1,3 Millionen Mark.
Der Absatz , der unter der Konkurrenz des Steinsalzes gelitten
hat, hat sich im Jahre 1921 etwas gebessert gegenüber dem
Jahre 1960

^ Die Aussichten für das laufende Jahr 1963
hängen natürlich vollständig von der Preisbildung auf dem
Arbeits- und Materialienmarkt ab und werden auch wesent¬
lich ,beeinfluht durch die Brennstofsversorgung.

Die Münzverwaltung wird ebenfalls einen Gewinn
von einigen hunderttausend Mark abwerfen. Sie tvar in der
Lage, im letzten Jahre ihre Produktion insbesondere infolge
der Anschaffung neuer Maschinen wesentlich zu steigern. ES
dürfte vielleicht allgemein interessieren, dah an der Münzstätte
geprägt wurden :

im Jahre ISIS 8 SKSff. Stücks,
im Jahre 1980 28)4 Mtll . Stück,im Jahre Iflßl 61)4 Miss. Stück,

(Aus Zuruf von links ) : Das ist möglich. trotzdem es gewöhnlich
für unmöglich gchalten wird . Es ivecden auherordenllichviele Hartgeldzeichen in den Verkehr gebracht, aber die Ham¬
sterei auch der Hartgeldzeichen nimmt in der letzten Zeitimmer gröberen Umfang an . (Bewegung im Hause.) tt»
ist anzunehmn, dah iin laufenden Jahre noch eine Steigerung
der Produktion eintreten wird, weil ja bekanntlich beabsichtigt
ist, die kleineren Papiergeldzeichen durch Hartgelbzeichei zu
ersetzen.

Ick halte inich sodann für verpflichtet , dem Landtag hie«
auch eine Darstellung über die weiteren Unternehmun¬
gen wirtschaftlicher Art zu geben, an denen de«
Staat beteiligt ist.

Da ist zunächst die Badische Bank . Hier flieht de«
Staat ein Auffichtsrecht über die Bank al» Notenbank zu ;
er hat ferner Anteil am Jahresreingewiiin mit 20 Prozent
nach Abzug der Abschreibungen . Rückstellungen und einer Bor.
dividende der Aktionäre . Seit kurzer Zeit ist der badisch«Staat an dieser Bank als Aktionär beteiligt. Die Einnah¬men aus dieser zweifachen Stellung des badischen Staate »
sind im Budget des Finanzministerruins und der Amorti-
fationskaffe gebucht.

Der Staat ist weiter maßgebend beteiligt an »er Rhein -
schtffahrtS aktiengesellschaft vorm . Fende »
und der Aktiengesellschaft für Rheinschiffahrtund Seetransport in Mannheim .

Er besitzt außerdem mehrere Hundert Aktten des Kraft¬werks Badifch -Rheinfelden. Ferner ist er zu einem über¬
wiegenden Teile an der badischen gemeinnützigen Torf -
g e s e l l s ch a f t beteiligt.

Bom Badenwerk gehören sodann dem Staat sämtlicheAktien, und an der Neckarkanalisation ist er entspre¬
chend beteiligt.

Die im Besitz des Staates befindliche Majolikamanu¬
faktur ist auf eine Reihe von Jahren verpachtet, doch sind
hier seit einiger Zeit Verhandlungen wegen Änderung diese«
Verhältnisses im Gange.

Das Bild wäre nicht vollständig , wenn nicht noch auf di«
Unternehmungen verwiesen würde zur Ausbeutung der Bo -
denschütze unseres Landes. Hier kommt zunächst die Auf¬
suchung und Gewinnung von K a l i s a l z e n in Betracht . Ein«
im Jahre 1910 erteilte Konzession konnte durch die in der
-Zwischenzeit eingeleiteten neuen gesetzgeberischen Maßnah .
men des Reiches nicht zur Auswirkung kommen . Rach

'
außer¬

ordentlich langwierigen Bemühungen ist eS dem Lande endlich
gelungen , durch die Reichsverordnung vom 26. Oktober ISA ,die das Schachtabteufungsverbot zwar grundsätzlich aufrecht
erhalt, die Zulassung dafür zu erhalten , dah im Lande Baden2 Schächte niedergebracht werden dürfen . Die Anlage dieser
Schächte ist nur an die Voraussetzung geknüpft, datz die An¬
lage sich zu mindestens 25 Prozent im Besitz des LarideS be-
finden muh . Allerdings darf nicht verschwiegen werden , daßdie Meinung schon vertreten worden ist, die jetzigen außer-
ordenttich hohen Kosten der Errichtung von Schachtanlage»würden ihre Errichtung schliehlich doch nicht zulaffen. Da »
Finanzministerium wird jedoch seine Bemichnngen mit de«
Zugeständnis, dah in Baden 2 Schächte errichtet werden dür¬
fen, nicht für ^geschlossen betrachten ; eS hofft vielmehr, t»
absehbarer Zeit zu erreichen, dah diese» Recht auf der Grund-
läge der Verordnung dom Oktober 1861. d . h . also einer Be¬
teiligung des Landes in Höhe von mindestens 25 Prozent auch
wirklich genutzt wird.

In den letzten Jahren hat das Ministerium auch eine Reih«
von Erdölkonzessionen erteilt . Die Unternehmer
zählen noch vor der Erschließung des Erdöls eine Flächen¬
abgabe, sie sind zur Niederbringung einer Anzahl von Boh-
rungen verpflichtet und haben für jede fündige Bohrung eins
erhöhte Abgabe zu entrichten . Auherdem tritt hierzu eine
weitere -Abgabe , die je nach der Ergiebigkeit des Feldes 6 bi»
15 Prozent des WruttowertS der geförderten Produktion be»
trägt .

Eine 26prozentige Beteiligung an den Unternehmungen iF
unabhängig von den eben genannten Abgäben dem Staat
Vorbehalten . Die Einnahme, die dem Staat jetzt schon auf
diesen Konzessionen zuflieht, ist auf 80000 M. pro Jahr ver¬
anschlagt.

Überblicke ich diese ganze wirtschaftliche Beteiligung deck
Staates , so geht arrs ihr hervor, daß er einerseits den Ge¬
danken und die Vorzüge des gemischtwirtschaftlichen Getriebes
für sich fruchtbar gemacht hat, andererseits aber ohne durch
starre grundsätzliche Vorschriften gebunden zu sein, auch ganz«
Unternehmungen in sein Eigentum überführt hat. Sie voll¬
zogen sich nicht nach bestimmtem Schema und nach gewisse»
Theorien . Die Vorteile eines solcheit Vorgehens find finan¬
zieller und wirischaftlickec Natur . Daß der Staat sich dem
Rahmen der privatwirtschaftlichen Formen eingefügt hat, war
um so notwendiger, als diese Beteiligung der Gemeinwirt¬
schaft keine Monopolisierung bedeutet. Die Unternehmungen»
an denen der Staat ein Interesse hat, oder die er vollständig
besitzt, können sich derselben privatwirtschaftlichen Mittel be¬
dienen , wie die im reinen Prckatbesitz befindlichen . Das ist
um so notwendiger» als die llnternehnnmgen , an denen der
Staat beteiligt ist, in Konkurrenz mit anderen stehen , die ent¬
weder gleiche oder ähnliche wirtschaftliche Ziele verfolgen. Be¬
wegungsmöglichkett und rascheste Entschluhfähtgkeit sind da¬
mit auch für die Unternehmen gewahrt, an denen der Staat
beteiligt ist.

Allerdings , die Art der bisherigen Betätigung allein wird
nicht ausreichend sein, um dem € >taat den notwendigen Ein¬
fluß zu sichern . ES wird der Prüfung bedürfen, in welche»
Weise der Staat den ihm durch den Aktienbesitz bei verschie¬
denen Gesellschaften zustehenden Einfluß auch tatsächliöjs
ftnanziell und volkswirtschaftlich voll ausüben kann. Ich macht



nur Vorbehalten, in den nächsten Monaten hierüber der WolkS»
Vertretung weitere Vorschläge zu unterbreiten .

In diesem Zusammenhang , von den wirtschaftlichen Unter¬
nehmungen des Staates sprechend , halte ich mich verpflichtet,
auch ein Wort über die Badische Siedlungs » und
Landbank zu sagen, deren Abwicklung ja dem Finanzmini¬
sterium übertragen worden ist:

Nachdem Hie Siedlungs - und Landbank im Sommer 1928
in Zahlungsschwierigkeiten geraten war und sich ergaben hatte,
daß sie zur Lösung von Liedlungsaufgaben nicht mehr im
Stande sei, übernahm das Finanzministerium Ende Dezem¬
ber 1920 die Verantwortung für die Abwicklung des Unterneh¬
mens und den Vorsitz im dluffichtsrale. Hauptziel der Abwick¬
lung war :

1 . die Eröffnung des Konkurses über das Vermögen dey
Bank zu verhüten , und)

2 . das staatliche Gelände im Hagenschieß , das zur
Durchführung der Siedlung an die Bank verkauft wor¬
den war , wieder in das Eigentum des Staates zurückzu¬
führen .

Beide Ziele sind erreicht worden.
Um die Konkurseröffnung za verhüten , wurden zunächst die

Obligationenanleihcn im Nennwert von 8 Millionen Mark,
welche Ae Siedlungs - und Landbank bei dem Berliner Bank¬
haus Arons & Walter gegen 1 . Hypothek ausgenommen h-rtte,
vom badischen Staate zu günstigem Kurs übernomnien und
dadurch das Berliner Bankhaus als Gläubiger ausgeschaltet.
Der badische Staat war nunmehr Hauptgläubiger der Sied -?
lungs - und Landbank, an die er folgende Forderungen hatte :

7,2 Millionen Mark für Übernahmen der Obligationenan¬
leihen,

4,5 Millionen Mark für verkauftes Holz und
140000 Mark für verkauftes Gelände ,
also runts 11,8 Millionen .
Außerdem ist der badische Staat noch ain Gesellschastskapital

der Siedlungs - und Landbank mit einem Anteil von 2 Millio¬
nen beteiligt . Das finanzielle 'Ergebnis der Abwickluitg bis
zum 31 . Dezember 1921 war folgerides. An dem Guthaben
des Staates von 11,8 Millioneil stich bis dahin von der Sied -
lungs - und Landsbank 7,6 Millionen abbezahlt worden, so daß
die Forderung des badischcit Staates an die Siedlungs - und
Landbank — immer unter Außerachtlassung des Anteils von
2 Millionen Mark Gesellschaftskapital — noch rund 4,2 Mil¬
lionen beträgt . Diesem Guthaben des Staates steht ein bilanz¬
mäßiges Vermögen der Siedlungs - und Landbank in Höhe von
rund 2 Millionen gegenüber . Der Staat würde also demnach
an seiner Restforderung von rund 4,2 Millionen einen rech¬
nungsmäßigen Ausfall von 2,3 Millionen erleiden und außer¬
dem seinen Anteil von 2 Millionen am Gesellschastskapital,
das verloren gegeben werden muß , einbüßen. Wenn sich die
Verhältnisse jedoch nicht unerwartet ungünstig gestalten , darf
wohl mit einer weiteren erheblichen Verminderung des Ver¬
lustes gerechnet werden, zumal für die Regrehansprüche der
Bank, die int Klageweg geltend gemacht und für den Fall des
Obsiegens der Bank durch Barhinterkegungen und Hypothek¬
bestellung in Höhe von 1 050 000 Mark sicher gestellt sind , ein
Verniögenswcrt in die Bilanz nicht eingesetzt ist.

Das seiner Zeit an die Siedlungs - und Landbank verkaufte
Gelände auf dem Hagenschieß im Umfang von rund 233 Hektar
ist inzwischen ungekürzt und lastenfrei wieder auf
den badischen Staat rückübertragen worden.

Die Gesellschafterversammlung vom 29. Juni 1921 hat die
förmliche Liquidation der siedlungs - und Landbank beschlossen.

Nachdem das Holz, die Stark '
sche Sägemühle , die Baracken,

die Sprengstoffe und alle Vorräte verkauft und abgefahren
waren , ist seit dem 1 . Januar 1922 die Verwaltung im Ha¬
genschieß vollständig aufgelöst worden.

Die Abwicklung der schsoebenden Geschäfte und der Verkauf
der ungeheuren , nicht immer gerade unter den wirtschaftlichen
Gesichtspunkten erworbenen Vorräte , stellten an die neue Ge¬
schäftsführung außerordentliche Anforderungen , denen sie sich,
wie ich hier gerne hervorhebe, vollauf gewachsen gezeigt hat .
Dank muß ich auch aussprechen dem Vorsitzenden des Auf¬
sichtsrates, dem Herrn Ministerialrat Ullrich bei der Domä¬
nenabteilung des Finanzministeriums , der sich in aufopfernder
Arbeit um die Liquidation bemüht hat .

über den Gong und den Umfang der Abwicklung nur einige
Zahlen.

Im Januar 1921 waren bei der Siedlungs - und Landibank
belästigt in der Zentrale in Karlsruhe 33 Beamte , im Ha¬
genschieß 17 Beamte und 66 Arbeiter , im Juli 1921 in der
Zentrale noch 10 Beamte, im Hagenschieß 9 Beamte und, 10
Arbeiter , und am 1 . Januar 1922 in der Zentrale in Karls¬
ruhe noch 3 Beamte und im Hagenschieß niemand mehr.

Gegen die früheren Geschäftsführer Abele und Weite¬
rer und gegen den Ingenieur Hon eff in Heidelberg
schwebt ein strafgerichtliches Verfahren , das jedoch noch nicht

| zum Abschluß gekommen ist (Iibg. Dt . Zehn ter : Es wäre
j aber höchste Zeit ! ) . — Das Finanzministerium hak keine Diüg-
! lichkeit, auf die Tätigkeit der Gerichte einzuwirken ! (Große

Heiterkeit. Weiterer Zuruf des Abg. Dr . Zehnter ). Ich
möchte aanehmen , daß wir sehr schlecht fahren würden , wenn
wir uns vier einmischen wollten . — Gleichzeitig sind gegen
Abele und! Honesf von der Geschäftsführung der SiedlungS -
und Landbank Regreßansprüche im ZivilrechtSweg geltend ge¬
macht worden, die gleichfalls noch in der Schwebe sind. Zur
Abwendung des Arrestes find von Honeff-Heidelberg 700000
Mark , von Abele 350 000 Mjark Sicherheiten gestellt.

Das abgeholzte und dauernd für lanttzpirtschaftliche Benut¬
zung bestimmte Gelände im Hagenschieß ist vorerst auf 13
Jahre verpachtet worden, und zwar zum kleineren Teile (rund
45 Hektar) an die Gemeinde Eutingen , zum größeren Teil
(rund 90 Hektar) an den Landwirt Karl Kling in Niefern .

Auf dem Pachtgelände der Gemeinde Eutingen sind als Un¬
terpächter zwei Siedler sowie ein Nieferner Landwirt angesetzt,die in früheren Baracken der Siedlungs - und Landibank, die fteerworben haben, wohnen und von hier aus ihr Land bewirÄ
schäften . Der übrige Teil des von der Gemeinde gepachteten
Landes ist in Parzellen an Bewohner von Eutingen unter¬
verpachtet.

Der Pächter von Niefern beabsichtigt sein Pachtland als Hof¬
gut umzutreiben . Er hat teils Baracken von der Siedlungs¬
und Landbank gekauft, teils will er die notwendigen Baulich¬
keiten auf seine Kosten neu erstellen. Es darf angenommen
werden- daß im Laufe dieses Jahres die Abwicklung der Sied¬
lungs - und Landbank vollständig beendet sein wird und damit
unter eine Episode ein Schlußstrich gemacht wird , die nicht
gerade zu den erfreulichsten gehört (Sehr richtig! beim Zen¬
trum ) .

Laffen Sie mich damit die Betrachtungen über den Staats -
Voranschlag im allgemeinen beendigen. Ich habe die Sied¬
lungs - und Landbankfrage mit dem Staatsvoranschlag im Zu¬
sammenhang gebracht aus leicht verständlichen Gründen .

Zusammenfassend darf ich sagen : Die finanzielle
Lage unseres Landes ist ernst, außerordentlich
e r n ft. Das Gleichgewicht in den ordentlichen Ausgabe . ! st
erreicht,- aber nur durch schärfste Abstriche im größten Um¬
fange . Wer unsere Finanzen , das darf gesagt wer-
den , sind heute noch gesund , und fie werden gesund
bleiben, sofern erstens größte Sparsamkeit Leitmotiv
bleibt undj wo sie es noch nicht sein sollte, wird — nicht nur
bei der Regierung sondern auch beim Landtag . Ich habe hier
hie geziemende Bitte an die Volksvertretung auszusprechen,
an möge die Regierung in ihrem Bestreben unterstützen und das
traditionell „gute Herz" der Volksvertretung etwas zügeln
durch ein scharfes Gefühl der Verantwortlichkeit (Beifall im
Zentrum ) . Als zweite Voraussetzung gilt , daß keine unvor¬
hergesehenen weiteren Belastungen größeren Umfangs unseren
Mat erschüttern. Und endlich ist eine Voraussetzung , daß das
Reich keine weiteren Eingriffe in die verbliebenen Steuer¬
hoheitsrechte der Länder vornimmt und seinen übernommenen
Verpflichtungen gegenüber den Ländern nachkommt. Damit
ist ohnx weiteres der Zusammenhang der 'badischen Finanzen
mit den Finanzen des Reichs gegeben .

Über die Finanzlage des Reiches brauche ich hier
wirklich kein Wort zu verlieren . Diese Lage ist, wenn ich so
sagen darf , „amtskundig "

. Neue Steuern werden angekündigt
und werden gefordert . Wir sind vollständig damit einverstan¬
den . Nicht als ob wir annehmen würden , daß dadurch unsere
Reparationsleistungen restlos getilgt werden könn¬
ten . Auch die schärfste Heranziehung des Besitzes würde es
nicht ermöglichen, unseren Verpflichtungen durchgängig nach¬
zukommen; denn das ist schlechterdings nicht möglich . Unsere
Finanzdecke ist und bleibt immer zu kurz. Die Aufbringung
der Reparationsleistungen ist überhaupt viel mehr ein Pro¬
blem der Wirtschaft als der Steuern . Denn die Auslandsgut¬
haben sind für die Reparationen das ausschlaggebende, uud
sie werden nur durch die Wirtschaft geschafft .

Aber aus Gründen der Ausgleichung, unseres inneren Etats
und aus Gründen der inneren und äußeren Politik muß , wie
schon der Herr Staatspräsident ausgeführt hat, an
Steuern aufgebracht werden, was immer nur möglich ist . Ein
schärferes Anziehen des Verbrauchssteuern ist nach meiner
Auffassung allerdings nur dann vertretbar , wenn auch dev
Besitz entsprechend scharf herangezogen wird (Sehr richtig bei
den Sozialdemokraten ) . Für mich aber als ausführenden
Finanzmann ist das Ausschlaggebende aber immer wieder, daß
die jetzt bestehenden Steuern allgemein im deutscken Reich
gerecht aber streng durchgeführt werden (Zurufe : Sehr rich¬
tig ! ) . Ständig neu auftauchende und durch die Gesetzgebungin die Praxis überzuführende neue Steuer arten erschweren
dieses Geschäft ganz ungeheurlich (Zurufe : Sehr richtig ! ) .Was wir für das laufende Jahr im Interesse gerade des
Steueraufkommens bitter notwendig haben, das wäre — wie
schon der Herr Reichsfinanzminister ausgefnhrt hat

Landestbester .
„Der Freischütz ."

' Im Anschluß an sein- erstes Bewerbungsgastspiel als Sara »
stro in der „Zauberflöte " gab gestern Herr Wucherpfen¬
nig vom Deutschen Opernhaus in Charlottenburg den Kaspar
im „ Freischütz "

. Er bekundete dabei ein beachtliches Maß an
darstellerischer Gewandtheit ; sein Spiel war temperamentvoll ,
scharf ins Relief getrieben und überzeugend , auch seine Sprache
klang echt , leidenschaftlich und zeigte nicht das leidige dekla¬
matorische Pathos , das sich gerade manche Opernsänger oft
zuschulden kommen lassen . Die Wirkung seines Spiels würde
indes stärker sein, wenn die Figur des Gastes etwas größer
wäre . In gesanglicher Hinsicht bestätigte dieses zweite Gast¬
spiel die Eindrücke des ersten ; der- Künstler hat eine gut ge¬
schulte , leicht ansprechende und bewegliche Stimme , der je¬
doch ein größerer klanglicher Reiz zu wünschen wäre . Die
Zweifel über die dynamische Ausgiebigkeit und Resonanz des
Organs vermochte der Sänger noch nicht zu zerstreuen . Die
Theaterleitung wird sich jedenfalls reiflich überlegen müssen,
ob sie es mit dem — möglicherweise noch in der Entwicklung
begriffenen — Künstler versuchen , oder ob sie nicht nach einer
Kraft Ausschau halten soll, die allen Ansprüchen, die an
einen ersten Bassisten gestellt werden müssen, genügt .

E . Rüf .

„Kabale und Liebe ".
In der vorgestrigen Wiederholung von „Kabale und

Liebe " bewarb sich Frl . Ilse Cabanis vom Stadt¬
theater Krefeld um das Fach der Sentimentalen , das
durch den Weggang von Frl . Creutznach auf Schluß der
Saison frei wird . Frl . CabaniS ist eine jugendliche, schlanke,
sympathische Erscheinung. Ihre Luise war auf einen schlich¬
ten , warmen , innigen Ton gestimmt . Die Darstellung ver¬
riet starkes Empfinden , das besonders im Zusammenfpiel
mit dem alten Vater und dem Geliebten hervortrat . Ihre
beste Leistung bot fie in der großen dramatisch bewegte Szene
mit Lady Milford . Die Entwicklung vom einfachen, schüch¬
ternen Bürgermädchen zur kühnen, anklagenden Heldin ge¬
staltete sie hier in überzeugenden , von innen herausmotivier¬
ten Steigerungen mit eindringlicher Kraft . Ihr tragisches

Verlöschen in der Schlußszene rührte durch Innigkeit und
Schlichtheit. Ihre Geftensprache ist sparsam, aber nicht immer
charakteristisch . Ihr Mienenspiel ist nicht besonders nüancen -
reich : der schmerzliche Augenaufschlag kehrte allzu häufig
wieder . Ihre Sprache ist nicht ganz frei von mundartlicher
Färbung . Es ist etwas Singendes in ihrem Vortrag . Sir .
neigt überhaupt noch sehr zum Deklamieren . Das Gesamt¬
bild, das die junge , zweifellos begabte und auch bildungsfähige
Schauspielerin schuf, ging somit über einen sympathischen Ein¬
druck nicht hinaus . Sie rührte wohl ( welche Luise Mil¬
lerin wird das nicht tun ) , aber sie ergriff nicht. Die große,
packende , faszinierende Wirkung ging von ihrer Darstellung
nicht aus . Es gelang ihr kein vollkommenes Aufgehen in der
Rolle , kein restloses Identifizieren mit Luisens tragischem
Geschick. Unser Schauspielensemble bedarf aber gerade für
dieses wichtige Fach eine über dem Durchschnitt, stehende
Kraft . Eine Verpflichtung von Frl . Cabanis empfiehlt sich so¬
mit nicht . H . R-r .

Landestheater . In der zweiten musikalischen Abendfeier
tritt , wie bereits angekündigt, die Konzertsängerin , Fräulein
Elise Meyer aus Berlin zum erstenmale vor das hiesige
Publikum . Der Leiter des Abends, Herr Professor Heinrich
Kaspar Schmid hat ein interessantes Programm zusammen¬
gestellt. Er bringt zunächst Mozarts Quintett in Es -dur für
Klavier , Oboe, Klarinette , Fagott und Horn unter der Mitwir¬
kung der Herren Paul Kämpfe, Alois Spränget , Oskar Wenk
und Gustav Gierschner zur Wiedergabe. Es folgen eine Kan¬
tate von Mozart und drei Lieder von Brahms für Alt, von
der Gastin gesungen. Das Trio in B -dur ( op . 99) von Schubert
für Klavier, Violine- und Violoncello bildet unter Assistenz
der Herren Dr . Karl Brückner und Paul Trautvetter den
Schluß des inhaltsreichen Programms . Den Klavierpart sämt¬
licher Nummern hat Pianist Georg Mantel , Lehrer am Kon¬
servatorium , übernommen .

* Artur Nikisch f . Professor Artur Nikisch, der berühmte
Dirigent , Direktor der Leipziger Gewandhauskonzerte und
Konzertleiter des Berliner Philharmonischen Orchesters, ist
im Alter von 66 Jahren an der Grippe gestorben. Sein
Tod bedeutet einen schweren Verlust für das deutsche Musik¬
leben.

I: — eine absolute Ruhepause zur Einarbeitung .
: und Durchführung der bestehenden Steuern ,
! eine Pause, die jede organische Änderung der bestehenden
! Steuergesetze, nicht etwa eine Erhöhung der Sätze oder der»
! gleichen , durchaus ausschließt. Nach meiner Auffassung ist
! nur auf diesem Wege eine Sanierung möglich . Einfachere
! Beranlagungs - und Erhebungsformen werden verlangt . Ab,

gesehen davon, daß brauchbare Vorschläge bis jetzt nur sehr
j wenig gekommen sind , mochte ich meinen , daß jetzt, nachdem
! wir gerade daran sind , uns mit dem gegenwärtigen Veran -
i lagungsterfahren vertraut zu machen , eine alsbaldige Äade-.

rung natürlich wieder die ganze Arbeit über den Haufen wer¬
fen würde . Gegenüber den Vorschlägen auf Schaffung von
Steuersyndikaten bin ich außerordentlich skeptisch ; ebenso
skeptisch bin ich — ich möchte das offen hier aussprechen, seilet
aus die Gefahr hin, Widerspruch zu finden — im allgemeine»
gegenüber den Steuervorschlägen , die aus Jntereffentenkreisen
kommen. Ich bin der Meinung , in der Dteuerfrage mutz de«
Staat die Führung unbedingt in der Hand behalten .

Zn der schwebenden S a ch w ^ rlte e r fa s sju n g
zu dem was sich als Schlagwort und als kleine Ausfüllung de»
Schlagworts ergibt , möchte ich im Namen der Regierung im
gegenwärtigen Augenblick keine Stellung nehmen, da gerade
auf diesem Gebiete uns alles wirklich im Fluß zu sein scheint ;
doch glauben wir, daß bei einer schärferen Heranziehung de»
Besitzes in dieser oder jener Form die Länder verlangen müs¬
sen , daß auf ihre Steuerobjekte entsprechende Rücksicht genom¬
men wird.

Wir verlangen und haben dieses Verlangen der Reichsregie-
rung erneut zum Ausdruck gebracht, daß die mühelosen
Spekulationsgewinne und die mühelosen
Geschäftsgewinne so rasch wie möglich scharf ge¬
faßt werden (Zuruf links : Ganz richtig — Abg. Maier -
Heidelberg : Ganz eingezogen! ) . Herr Abg . Maier , Sie
meinen, diese Gewinne gehörten ganz eingezogen. Da würden
wir gerne mitmachen, wenn Sie uns nur den Weg sagen
wollten, wie das praktisch durchgeführt werden kann . Selbst¬
verständlich — und ich lege Wert darauf , das hier hervor» '
zuheben — ist niemand in der badischen Regierung der Auf¬
fassung, daß die Besitzsteuern so stark angezogen werden sollen,
daß dabei die Freude am Produzieren und die Freude
am Schaffen erstickt wird. (Zurufe aus der Mitte : Sehr rich¬
tig, Zuruf links : Ist keine Gefahr vorhanden ) . Auf der ande¬
ren Seite möchte ich aber doch darauf Hinweisen , daß die Be¬
fürchtungen auf diesem Gebiete doch auch einer objektiven
Nachprüfung Stand halten müssen . Tie Hiuausgabe de»
Steuerzettels allein ist noch keine Erstickung des normalen
Erwerbs - und Geschäftssinnes (Zuruf : Abg . M a i e r - Heide!»
herg : Da dürften die Arbeiter überhaupt schon lange nicht »
mehr schaffen ). Ganz recht.

Am meisten Sorge macht mir ein anderes , da» ist der fast
vollständige Vertu st des Sparsinns in unsere «
Volke . Hier scheint mir für die Steuerpolitik ein gewaltige»
Gebiet zu sein, auch ihrerseits darauf zu achten , daß diese«
Sparsinn wieder angeregt und gepflegt wird (Zuruf des Abg .
IDr . Baumgartner ) . Nein, Herr Abg . Di -, Baum¬
gar t n er , dieser Sparsinn ist nicht in allen Kreisen (Zu¬
ruf des Abg . B o ck) . Ich meine Sie ja gar nicht Herr Kolleg «
(Glocke des Präsidenten . — Der Präsident bittet , den
Redner nicht durch Zwischenrufe zu unterbrechen ) . Darübe »
müssen wir uns klar sein, daß wenn dieser Sparsinn nicht an¬
geregt und gepflegt wird , wir zerbrechen werden . Das r e {fr
lose Verzehren — jetzt kommt es, Herr Kollege — da»
restlose Verzehren selbst höher, und sehr hoher Einkommen
( Abg . Dr . Schofer : Hört ! Hört ! ) ist eine furchtbare Fest».
fteHung , die aber heutzutage gemacht werden muß . Der Wirt»
chaftliche Bankrott ist unvermeidbar , und die Selbständigkeit

unserer Volkswirtschaft ist nur zu retten durch Einschränkungim Verbrauch. Diese Einschränkung muß staatlicheiseits auch
dadurch gefördert werden, daß der Vermögenszuwach »
bis zu mittlerer Höhe steuerlich geschont wird, und die Kapital¬
ertragssteuer bis zu einem gewissen Grade auf die Einkom¬
mensteuer angerechnet werden kann.

Weiter mutz aber auch die Zuteilung der Steuer »
erträgnisse an die Länder und Gemeinden in einem
Umfange erfolgen daß diese existieren und noch ein Eigenleben
führen können. Die Vorschuß - und Zuschußwirtschaft, die in
den letzten Monaten etabliert ivorden ist, führt unbedingt zumRuin der Länder und Gemeinden (Sehr richtig ! beim Zentrumund in der Mitte ) . Das jetzige Landessteuergesetz
trägt diesen Forderungen heute nicht mehr Rechnung ; es ist
deshalb eine Änderung auch vom Reich in Aussicht genommen.Wir erwarten , daß die berechtigten Wünsche der Länder und
Gemeinden erfüllt werden, daß insbesondere — was der Ge¬
setzentwurf Vorsicht — die Beteiligung der Länder und Ge¬
meinden auf einer breiteren Grundlage auch wirklich in die
Praxis überführt wird . Reben der bisherigen Beteiligungs¬
ziffer an der Einkommen- und Körperschaftssteuer sowie ander Umsatzsteuer, — die natürlich wesentlich höherer Beträgeals wie bisher erbringen werden — ist eine weitere und zwar
bOprozentige Beteiligung der Länder vorgesehen an der in Aus¬
sicht genommenen Rennwett -, Kraftfahrzeug - und Gewerbean -
schaffungssteuer. Die Länder werden dann nach einer Schät¬
zung des Reichsfinanzministeriums an dem Aufkommen her
Reichssteuern für 1922 mit einem Betrag von mehr als 2214
Milliarden beteiligt sein.

Von wesentlicher Bedeutung ist die Neuregelung der
Berechnung der Einkommen st eueranteile der
Länder . Diese sollen Muffig nach dem VeranlagungS soll
deS vorausgegangenen Jahres festgesetzt und auf genau be¬
stimmte Zeiten im folgenden Jahre ausbezahlt werden . Da »
ist dringend notwendig, um die jetzige Unsicheckyeit in der Fi¬
nanzgebarung der Länder und Gemeinden zu beseitigen . .

Hinsichtlich der Gemeinden lehnt der Neuentwurf de»
Landessteuergesetzes die Eröffnung eines Zuschlags¬
rechtes zur Einkommensteuer ab mit dem Hinweis insbeson¬
dere — und dieser Hinweis scheint nach meiner Auffassung sehr
viel für sich zu haben — daß gerade die Kreise der unteren
und mittleren Einkommen eine solche Ermächtigung der Ge¬
meinden mit sehr gemischten Gefühlen begrüßen würden
(Sehr richtig !), abgesehen davon, daß die Neureglung der Ein¬
kommensteuer vom Arbeitslohn einer Zufchlagsbelaftung die
allergrößten technischen Schwierigkeiten entgegensetzen würde .
Die Gemeinden werden aber für 1921 sowohl aus der Umsatz ,
wie aus der Einkommensteuer erheblich höhere Beträge erhal¬
ten, als sie im allgemeinen in ihrem Haushaltsplan vorge¬
sehen haben. Außerdem beabsichtigt das Reich den Gemeinden
das Recht auf Eckhebung von Getränkesteuern zu geben.

Es wird Aufgabe des badischen Landtages sein, wenn diese
Reform des Landesfteuergesetzes im Reichstag genehmigt ist,
alsbald auch die badischen Einführungsbeftimmungen aktzu»
ändern , denn die Bestimmungen über die Verteilung der Mehr-
erträgniffe über die Garantiesummen hinaus sind nach Auf¬
fassung des Finanzministeriums absolut unhaltbar , sie sind
ausgestellt worden unter Voraussetzungen, die heute nicht Mehr
vorliegen . Die Mehrerträgnisse über die Garantiesummen
hrnaus haben eine Höhe erreicht, die^niemand im Haushalts »
auSfchuß angenommen hat .

(Schluß folgt.)

* Druckfehlerberichttguug. Infolge eines Versehens im tech¬
nischen Betrieb ist der Redaktionsstern vor der Überschrift uu -
feres gestrigen Leitartikels „Die badische Regierung vor de«
Landtag " in Fortfall gekommen.



politische Neuigkeiten .
Deutscher Reichstag .

gm Reichstilg legte gestern Reichsminister Gr »«er in Be»

i
ltwortung einer deutschnationalen Interpellation die Gründe

r den Wagenmangel dar , wobei er u. a . ausführte , daß
rch das völlige Versagen des Wafferstratzenverkehrs die Ln »
cderungen von gedeckten und offenen Wagen gewaüig ge.
egen feien. Die Mehranforderungen von Wagen für die
lndwirtschast war im Dezember für die Kartoffel - und
iingemittelversorgung 209,1 Prozent höher als im Vorjahre .

Auch für die Kohlenbeförderung hatten wir eS mit einer star -
Den Steigerung zu tun . Im Oktober 1921 hatten wir die
Höchste Wagengestellun« feit der Kriegszeit erreicht. Mehr in
Anspruch genommen wurden die Wagen durch die Kartoffel .
Transporte und den Düngemitteltransport . Vom September
Ais Dezember betrug allein der Kartoffeltransport rund
A8 Millionen Zentner . Im ganzen ist gegenüber dem Bor -
hobre eine nicht unerhebliche Steigerung eingetreten , die aller
Voraussicht nach weiter anhalten wird . Auf baulichem Gebiet
» erden ständig Verbesserungen vorgenommen . Die Zahl der
IWagenneubeschaffung wird demnächst 70000 erreicheu. Der
AeparationSstand ist durchaus günstig . Wir haben jetzt die
Verhältnisse wie vor dem Kriege. Lediglich bei den Lokomo¬
tiven ist dieses Verhältnis nicht so günstig- Der Bedarf der
Landwirtschaft an Düngemitteln für das Frühjahr wird zwei¬
fellos gedeckt werden.

Zur Begründung der Besprechung nahmen die Abgg. Logt
fD .-Natl . ), Quaatz (D . Vp. ) und ten Hompel (Zentr .) das
Wort . Heute nachmittag Entgegennahme einer Erklärung ,
des Reichskanzlers. »

* Als Folge des letzten Maffenausschluffes «ns der Kom¬
munistischen Partei hohen folgende Reichstagsabgeokdnrte
ihren Eintritt in die Kommunistische Arbeitsgemeinschaft et *
Kört : Eichhorn, Plettner , Fries , Berthele , Malzahn , Braß und
Meyer sen . Damit ist die Kommunistische Arbeitsgemeinschaft
«ms 15 Mitglieder angewachsen und' hat Fraktionsrechte zu be¬
anspruchen, während die eigenMche Kommunist«n-Partei im
Reichstag auf 11 Mitglieder gesunken ist und dadurch das
Recht einer Vertretung in den Ausschüssen verliert .

Mr eine Twangsanleibe .
Die bürgerlichen Parteien des Reichstages , die Deutsche

Bolkspartei , das Zentrum , die Bayerische Volkspartei und die
Demokraten traten im Reichstag zur Besprechung des Steuer -
kompromiffes zusammen . An den Besprechungen nahmen wie¬
derum der Reichskanzler, Hermes und Rathenau teil . Das
Ergebnis der Besprechung war , dass eine einmalige Zwangs ,
««leihe im Betrage von 40 Milliarden Papiermark zur Dek .
kung des Etats für 1922 erwogen und auf Einziehung des
« veiten Drittels des Reichsnotopfers verzichtet wird . Die
Zwaugsanleihe soll in engster Verbindung mit den Steuervor -
kagen gebracht werden, aber wegen der technischen Schwierig,
leiten erst später zur Durchführung gelangen . Dm Entschei¬
dung liegt zunächst bei den einzelnen Fraktionen ,

Mtimatum der Gewerkscbstt deutscher
Lisenbsbnbesmten .

Am Dienstag hat der erweiterte Vorstand der Reichsgewerk»
fchaft Deutscher Eisenbachrbeamte« und Anwärter zu deu vr.n>
per Regierung gemachten Zugeständnissen in der Frage der
Teuerungszuschüffe zu dem Arbeitszeitgesetz und dem Eisen,
bahnftnanzgesetz Stellung genommen . Die Verhandlungen ,
die bis in die Nachtstunden andauerten ,

'endigten mit einem
Streikbeschluß. Dieser Beschluss erfolgte ohne vorherige Ur-
abstimmung . In den Verhandlungen Wutfce lt . „ Frkf. Ztg ."
die gemässigte Richtung trotz mehrfacher Einwände über »
stimmt. Wie das „Berliner Tageblatt " ausführt , sollte am
Mittwoch «in befristetes Mtimatum an die Regierung gerich.
tet werden, in dem die sofortige Verbesserung der Einkorw-
mensvcrhältnisse , insbesondere die Erhöhung der Gehälter der
unteren Gruppen verlangt und das Arbeitt ^ eitgesetz abgelehnt
tzvivd.

Der Dresdener Streik .
Aus Dresden wird vom 25 . berichtet : Nachdem gestern be¬

kanntlich der wilde Eisenbahnerstreik in Dresden soweit ab»
geflaut war, dass von massgebender Seite versichert wurde,
ft sei als erledigt anzusehen , ist gestern spät abend » plötzlich
ein Rückschlag zum Schlimmeren eingetreten . Auf einer auf
dem Hauptbahnhof vorgenommenen Abstimmung wurden 779
für u . 300 Stimmen geg . den Streik abgegeben. Die Urabstim»
mung ist von den örtlichen Funktionären , unter denen die des
Deutschein EisenbahnerverbandeS eine führende Stellung einneh¬
men, angeordnet worden. Die Arbeiter haben sich geschlossen»
die Beamten nur zum Teil beteiligt . Infolge des Ergebnisses
ist von den örtlichen Funktionären der Streik erklärt worden.
Die Arbeiterschaft streikt geschloffen , nachdem sie am Tage
bereits vollständig wieder zur Arbeit erschienen war . Der Zug¬
verkehr kann notdürftig aufrechterhalten werden, da der grösste
Teil der Beamtenschaft zur Verfügung steht. Augenblicklich
wird die Lage auch an zuständiger Stelle als ungeklärt be-
zeichnet.

Zu dem wilden Streik in der Eisenbahnbetriebswerkstätts '
Engelsdorf bei Leipzig ist lt. ,,Frkf . Ztg ." zu sagen, dass an
der Streikabstimmung von 4000 in der Werkstätte beschäftig¬
ten Arbeiterin nur 200 teilgenommen haben . Der Betriebs¬
rat ist an dem Streik überhaupt nicht beteiligt . — Auf dem
Bahnhof Friedrichstadt in Dresden sind von 800 dort beschäf¬
tigten Arbeitern nur 25 weggeblieben.

Dadiscke Illebersicbt .
Ksdiscber Landtag .

Die politische« Parteim in der Aussprache .
Der gestrige Tag gehörte ausschließlich den politischen Par -

leien . Deren Vertreter nahmen in mehr oder minder ein¬
gehender Weise und entsprechend ihrer prinzipiellen Aus-
Dassnrg zu den Erklärungen und Reden der Minister
Dr . rmmel und Köhler Stellung , wie es am Abend vorher
6ert, <& der Abg. Dr . Schofer für die Zentrumspariei getan
Hatte, sowie zu den einzelnen im Landtage vertretenen Par -
l-ien . Dabei ging es ziemlich lebhaft her und auch der Prä -
pdent griff mit Mahnungen und Warnungen an die Redner
wiederholt ein.

Da die politischen und wirtschaftlichen Probleme im Staate
Heute in grosser Saljl vorhanden find, war eS begreifliche dass
lein Redner unter einer Stunde Zeitdauer sprach. Der Kom-
Munist Bock, der als letzter Sprecher des Tages an die Reihe

kam, nahm shgar über zwei Stunden in Anspruch. Der Reiz
bei dem Verkaufe der Sitzung — wenn man es so nennen
will —, lag auch darin, dass nach den Beschlüssen des Ber »
trauenSmänner -Ausschusse« Abwechselnd je ein Vertreter der
Rechten und Linken zu« Wort kam. Diese Methode hatte
sich bewährt . Erster Redner war der Vertreter der Deutsch,
« ttionaleu , SdK D. Mayor, letzter , wie schon erwähnt , der
Kommunist Bock. Bon den anderen Parteien sprachen Str ».
tzel (Soz . ), Klaiter (Landbund) und Glöckner (Dem . ). ES find
also nur fünf Redner zum Wort gekommen.

Al» Gesamtergebnis darf trotz der im einzelnen geübten
Kritik festgehaüen werde«, dass wesentliche Einwendungen
gegen die Politik der Koalitionsregierung nicht erhoben wur -
den. Da» ist «in Ergebnis , da» die Koalitionsparteien mit
Beftiediguug registrieren dürfen .

Die Debatte» werden voraussichtlicherst am Freitag beendet.
»

DZ . Karlsruhe , 25 Jan .
In der heutigen NachmittagSfitzung spricht zunächst Abg.

Glöckner (D .) : Man brapcht sich der Koalitionspolitik ange¬
sichts ihrer Erfolge nicht zu schämen. Es sei versöhnliche und
damit nationale Arbeit geleistet worden. Wünschenswert wäre
die baldige grosse Koalition . Die demokratische Republik sei
die Grundlage aller Mederausbauarbeit . Die Daseinsberechti¬
gung wirtschaftücher Gruppen vermöge er auch nach der Rede
des Abg. Klaibrr nicht einzusehen. Die Einheit des Reiches
halten wir für das Grösste und Wertvollste, das uns geblieben
ist. Wir müssen nach Möglichkeit erfüllen , und dass wir es
können, dazu soll die Konferenz von Genua dienen . Redner
holst, dass die Regierung sich bemühen wird, den Sitz des
Rnchsverwaltungsgericht » nach Karlsruhe zu bekommen. Alle
Parteien seien darin einig, dass der Schulfrieden gewahrt , und
die Simultanschnle beibehalten werden soll . Redner fordert
finanzielle Sicherstellung der Gemeinden, und schließt , die de¬
mokratische Partei werde nach besten Kräften am Wiederauf¬
bau Mitarbeiten unter dem Gesichtspunkte: Das Vaterland
über die Partei !

Abg . Bock (Komm.) entwickelt den kommunistischen Stand¬
punkt. Die Rede des Staatspräsidenten sei eine einzige Ver¬
beugung vor Dr . Schofer gewesen. Dr . Hummel sei ein Zen¬
trumskultusminister (Stürmische Heiterkeit) . In der Erhal¬
tung der Religion herrscht ene eigenartige Übereinstimmung
unter den bürgerlichen Parteien . Redner polemisiert gegen
das Schulelend und fordert die Öffnung der Tore zur Univer¬
sität als einer Volksbildungsanftalt . Er kommt dann auf die
Justiz zu sprechen die gegenüber den Nichtbesitzenden der Ob¬
jektivität ermangele . (Diese Wendung wird vorw Präsidenten
gerügt . ) Abg . Bock kritisiert besonders die Art des Vorgehens
gegen Kommunisten. Die Republik habe in der Arbeiterschaft
den stärksten Rückhalt . Redner propagiert die wirtschaftliche
Orientierung nach Rußland und die Dkitatur des Proletariats .
Morgen Vormittag Etatberatung .

DZ . Karlsruhe , 26. Januar .
In der heute fortgesetzten politischen Aussprache führt Abg.

Weber-Baden (DVp .) auS : Wir alle verurteilen die Ausbeu -
ftcng des Volke» , woMen aber am Kapitalismus das anerken¬
nen , was er uns als Wirtschaftssystem Gutes und Förder¬
liches bringt . Man hat die Aufgabe, diese Kräfte zum Wre-
derausibau heranzuziehen , reichlich spät erkannt . Ta die
deutsche Industrie Aufbauarbeit in Russland leisten soll , un¬
terstützen wir vollkommen . Es ist auch unser Wunsch, die
übertriebenen Gewinne zu erfassen . Dass eS bisher nicht ge- .,
lungen ist, diese Kapitalien dem Staate zuzuführen , liegt in
der für alle Revolutionen typischen Überstürzung und Unser-
tigkeit der Gesetzgebung. Den Kommunismus bezeichnet
Redner als in hohem Matze einseitig. Ihm scheine selbst der
Militarismus (siehe Rußland ) ) für seine Zwecke sympathisch
zu sein . Wir suchen zunächst in den Deutschen unsere Brü¬
der , denen wir Helsen wollen. und an deren Kraft wir nicht
verzweifeln. Die ruhige Entwicklung in Baden gibt uns die
Gewähr , dass wir uns im Innern nicht zu zerfleischen brarrz
chen . Wir stellen uns auf den Boden der Tatsachen . Kein
Mensch denkt mr gewaltsamen Umsturz. Gegenüber dem
Schuldgeständnis am Weltkriege müssen wir uns energisch
wehren . Wir müssen auf dem Wege der Konferenzen ! zur
Revision des Friedensvertrages kommen. Redner bespricht
dann die Beziehungen der Länder zum Reich im Sinn einer
Vereinfachung. Es sollte auch bei uns weniger zentral re¬
giert und den unteren Stellen im Lande erweiterte Befugnisse
eingeränmt werden . Über den Liandbund sagt der Redner : Ich
gebe zu, dass wir die Enttäuschten find . Von den liberaleck
Kräften stecken eine stattliche Zahl im Landbund . Im Wahl¬
kampf fehlte es den Parteien an ' einer zug¬
kräftigen Wahlparole . Ter Artikel des Reichstags¬
abgeordneten Curtius über die letzten Wahlen stellt
eine Privätarbrit dar . Redner fährt fort : Wir sind nach wie
vor zur tatsächlichen Mitwirkung in der Regierung bereit , mei¬
nen aber, dass auch ein Einfluss aus die tatsächliche Staatsver¬
waltung notwendig ist und Glicht versagt werden kann . Die
Zubilligung lediglich eines Staatsrates dürfte hierzu noch
nicht genügen. Einen Kulturkampf lehnt Redner ab, indem
er sich grundsätzlich für die Simultanschule einsotzt . Seine
weiteren Darlegungen erstrecken fich ans Schul - und Er¬
ziehungsfragen . Geboten sei eine frühzeitige praktisch-päda¬
gogische Vorbereitung der Lehramtskandidaten . Die kapitali¬
stischen Kreise hätten die Pflicht, unsere Hochschulen finanziell
zu stützen, da dem Staate nicht mehr die ganze Last zngemu -
tet werden könne . Dies gelte vor allem für die rein wissen¬
schaftliche Erhaltung des Schulapparats . Die Lehrfreiheit
dürfte in keiner Weise beeinträchtigt werden . Zur neuen Ge¬
meindeordnung bemerkt Redner, diese sei angesichts der steuer¬
rechtlichen Beschneidung der Gemeinden eigentlich ei« Phantom .
Abg. Weber schließt gleich dem Staatspräsidenten mit dem
Bekenntnis zur deutschen Einheit .

Abg . Zehnter (Zentr .) verbreitet sich über die Methode der
Steuerveranlagung und warnt vor der Erfassung der Sach¬
werte durch das Reich Betriebe und Liegenschaften würden
jetzt schon genügend besteuert. Auch brauche man eine Ruhe¬
pause, um die bestehenden Steuern in die Praxis umzusetzen.
Hinsichtlich der Schwarzbrennerei in Mittelbaden wollte der
Abg . Dr . Schofer sagen, dass nicht alles über einen Kamm
geschoren werden dürfe. Es sei dringend zu wünschen, zur
Gesetzlichkeit zurückzukehren , um nicht das wertvolle Recht der
Abfindungsbrennerei zu gefährden. Die gerichtliche Unter¬
suchung über die Hagenschietzangelegenheit sollte endlich zum
Abschluss gebracht werden. Gegenüber gewissen Ausstellungen
von links bemerkt Redner , es wäre bedenklich , wenn die Richter
nach dem Gefühl entscheiden würden . Sie hätten nach Recht
und Gesetz zu urteilen (Zustimmung ). Erstaunt sei er
über die Auffassung des Reichsjustizministers, der die Beför¬
derung zum Richter aus Grund einer Prüfung ermöglichen
will, ohne vorherige Mittelschul, und fachmäßige akademische-
Ausbildung .

Staatspräsident Dr . Hummel stellt gegenüber dem Vorred¬
ner fest, dass Korruptton und Egoismus schon im Kriege vor¬

handen waren und mit zu den Ursachen de» Zusammenbrn »
che» gehören. Die Grundsätze der Regierung hätten mtt einer
einzigen Ausnahme ( den Kommunisten) die Billigung bef
Hause» gefunden . Redner bemerkt zur Außenpolitik, dass in»
Gegensatz zu früher nunmehr die Landesregierungen laufend
und die Öffentlichkeit zu gegebener Zeit über wichtige Vor¬
gänge unterrichtet werden . Er verbreitet fich dann über Schul¬
fragen und tritt der Meinung des Abg . Bock entgegen, als ob
die höheren Schulen das Privileg der Besitzenden seien. Den
Plan einer Deutschen Hochschule mit einer Fremdsprache habe
man von vornherein als verfehlt gehalten. Mit der Studenten¬
schaft in Fragen des Unterrichtsbetriebs unmittelbar in Ver¬
bindung zu treten , wäre bedenklich . Redner bemerkt weiter ,
dass man mit den Elternbeiräten keine guten Erfahrungen ge¬
macht habe . Der Reichsschulgesetzentwurfwerde in der Kom¬
mission wohl ein anderes Gesicht bekommen .

Der Staatspräsident setzt sich dann mit den, Abg. Bock aus¬
einander . Die Regierung werde niemals zukaffen , dass Schiys
ler sich an polittschen Vereinen beteiligen. An der gewallligen
geistigen Bewegung des Christentums , dem Träger des mora .
fischen Ausbaues , würde man auch bei Trennung von Staat
und Kirche nicht achtlos vorübergehen können . Dass er , Red¬
ner , sich dem Zentrum verkauft hatte , diese Bemerkung habe
er nicht tragisch genommen. Seit er in der Regierung sitze ,
habe niemand von ihm die Aufgabe seiner demokratischen
Grundsätze verlangt . Über allem Doktrinarismus stehe die
Not des Vaterlandes , die zu lindern ein' jeder seine ganz«
Kraft einsehen müsse . (Lebhafter Beifall .)

Justtzminister Trunk kündigt einen neuen Entwurf zu Ar¬
tikel 66 der badischen Verfassung (Stammgüter betr .) an und
fährt fort : Die Strafsache gegen Abele-Honefs (Hagenschieß)
gestalte sich sehr langwierig . In der Orgeschangelegenheit sei
nichts versäumt worden. Auch die Mordsache Erzberger werde
mit höchstem Nachdruck betrieben . Zuständigkeitskonflikte zwi¬
schen Baden und Bayern bestanden nicht . Ob das noch nicht
abgeschlossene Geheimbündeleiverfahren wie bisher im Zu¬
sammenhang mit den Erzbergermord oder für sich allein in
München oder sonstwo erledigt wird, -Darüber hätten Staats¬
anwalt und Richter nach Maßgabe der Strafprozessordnung
zu entscheiden. Eine Einwirkung von aussen sei unzulässig .
Der Minister wies sodann energisch die Angriffe des Abg.
Bock auf die Justiz , speziell die badische, zurück. Richter und
Staatsanwälte erfüllten in vollstem Masse ihre Pflicht und
erfteuten sich des Ansehens im Auslande . In den Ausbil -
dungsftagen teilt Redner den Standpunkt des Abg . Dr . Zehn¬
ter . Nachmittags A4 Uhr wird die Aussprache fortgesetzt.
Schluss 1 Uhr.

»
DZ Den , Landtag ist ein Ersuchen des JustizministeriumI

um Genehmigung zur Strafverfolgung des Abg. Mage
wegen Beleidigung zugegangen . Es handelt fich um eine Pri
vatklagesache und Widerklage Otto Pfeffer , Chefredakteur de»
Heidelberger Tagblattes " kontra Mager .

»

DZ Der Verein der badischen mittleren Justizbeamten ha
eine Eingabe an den Landtag gerichtet , worin er die Über
tragung bisher richterlicher Geschäfte auf die badischen mitt
l-eren Justizbeamten verlangt .

Iverpüegungssätze im Landesbad in !
Kaden u. im Landessolbad in Dürrbeim . ,

Bon zuständiger Stelle wird uns mitgeteill : Die durch die
Unterbringung von Kranken im Landesbad in Baden -Baden
und im Landessolbad in Dürrheim erwachsenden Kosten ma¬
chen eine nicht unerhebliche Erhöhung der Verpflegungssätze
notwendig , diese betragen vom 1 . Februar 1922 an für Selbst
zahler

bei Benützng gemeinsamer Säle täglich 40 M.
bei Benützung von Einzelzimmern täglich 5Cf M .

Für Kranke, welche die badische Staatsan geHörigkeit befit» ;
zen oder im Lande Baden ihren Wohnsitz haben oder von ba - ,
dischen Organisationen eingewiesen werden, ist ein ermäßigte » j
Verpflegungsgeld von 40 M . täglich bei Benützung von Einzel » !
zimmern und von 35 M . bei Benützung gemeinsamer Säle z»» j
entrichten . Hierfür wird gewährt : Wohnung, Heizung , Ver» i
pflegung , ärztliche Behandlung, Wartung , Bäder und sonstige!
Kurmittel . !

Trotz der Erhöhung der Verpflegungssätze find diese noch so
mäßig , dass ein Kuraufenthalt ähnlicher Art anderwärts nur ;
mit erheblich höheren Kosten möglich ist.

Den Kranken stehen Bäder aller Art und eine Anzahl ande¬
rer Kurmittel unentgeltlich zur Verfügung.

Hrurze Oackricbten aus Kaden . >
DZ . Die Vertretung der Arbeiterschaft im Auffichtsrat der

Reckar -A. -G. Der Reichstagsabgeordnete Feuerstein hat an
die Reichsregierung eine Anfrage gerichtet , in welcher er na¬
mens der freien Gewerkschaften Württembergs Protest gegen
die Wahl des Landtagsabgeordneten Gengler, eines Vertreter »
der christlichen Gewerkschaften in den Auffichtsrat der Neckar -
A .-G . erhebt unter Hinweis, daß die Mitgliederzahl der
freien Gewerkschaften ein Vielfaches der christlichen betrag «.
Der Reichsverkehrsminister hat auf diese Anftage geantwortet ,
dass man bereits zugunsten der Länder und öffentlichen Kor-
porattonen auf die statutenmäßige Zahl von Aufsichtsratsmit¬
glieder verzichtet habe. Es sei bereits ein Vertreter der freien
Gewerkschaften aus Baden im Aufsichtsrat und um auch den
christlichen Gewerkschaften Rechnung zu tragen , hübe man nun
einen Vertreter derselben aus Württemberg in den Aufsichtsrat
berufen . Da es sich in der Hauptsache um ein Unternehmen
handelt , welches Reichsangelegenheit ist und bei welchem tue
Ländergrenzen nicht massgebend sein können , hat sich das Reich ,
um eine Vermehrung der Aufsichtsratsmitglieder zu vermei¬
den, für die gettoffene Wahl entschieden .

DZ Heidelberg, 26 . Jan . Der Raubmörder Siefert ist untes
starker Bedeckung aus dem Heidelberger Amtsgefängnis ft
tzas Strafgefängnis nach Mannheim überführt worden.

DZ . Lahr , 24. Jan . Am Sonntag vormittag wurde der
am Schönberg liegende Fischbauernhof, der von den Ge¬
schwistern Vögele bewohnt ist, von Unholden heimgesucht . Einer
von ihnen versuchte unter Vorhalten eines Revolvers Geld zu
erpressen . Ans die Hilferufe der seit Jahren im Bett krank
liegenden Schwester entfernte er sich mit seinem Komplizen,
d-.r Schmiere gestanden hatte, unter Mitnahme eines Geldbe¬
trages von 150 M.

DZ . Medlingen (Amt Lörrach), 24. Jan . Seit einem hal¬
ben Jahrhundert kennt man in Riedlingen keine Umlage . Trotz
der holjen Holzpreise gibt es aber in diesem Jahre zum erste»
Mal wieder eine Umlage und zwar eine Mark pro Hundert .
Damit hat die Gemeinde den Ruhm verloren, die einzige in»
Amte Lörrach zu sein , die keine Umlage bezahlte. Und doch

' kann man sagen : glückliche Gemeinde!



' BZ . Badrn -Baden, 24 . Jan . In München ist Schriftsteller
Martin Berger im 54 . Lebensjahre gestorben. Derselbe hatte
hier seinen ständigen Wohnsitz . naöAem er früher an der
^ Straßburger Post' und der „Badischen Landeszeitung " redak¬
tionell tätig war .

!DZ . Marlen (Amt Offenburg ). 25 . Ja « . (Verleihung der
Rettungsmedaille . ) Dem Flußwärter Berl von hier ist vom
badisch« ! Staatsministerium die Rettungsmedaille verliehen
worden. Er hatte im Juli v . I . den 15jährigen Sohn des
Bäckermeisters Krämer von hier, der beim Baden im Altrhein
in eine tiefe Stelle geraten und schon bewußtlos unteryesun -
ken rvar, aus dem Wasser geholt und vom Tode des Ertrinkens
Gerettet.

DZ Tribcrg , 26 . Jan . Der Streik in der Schwarzwälde
Metallwarenfabrik , der wegen der Entlastung zweier Betriebs
Datsmitglieder ausbrach , dauert weiter , nachdem Einigungs
Verhandlungen vor dem Bezirksamt gescheitert sind . Die Ar
beitnehmer verharren auf ihrer Forderung bezüglich Wieder
Dinstellung der beiden BetriebSratsmitglieder .

DZ . Stockach. 24 . Jan . Mehr als 290 Einwohner liegen
Hier krank an der Grippe darnieder . Das sind etwa 10 Pcoz .
her ganzen Einwohnerschaft.

«DZ . Konstanz, 25 . Jan . Das Schwurgericht verurteilte den
bereits 43 rnal darunter mit 12 Jahren Zuchthaus vorbestraf¬
ten Maurer Balthasar Meinigne von Schillingsfürst bei Rot-
trnburg a. d. T . wegen Brandstiftung und Diebstahl im wie¬
derholten Rückfall zu 3 Jahren Zuchtbaus und 10 Jahren Ehr¬
verlust. Der Angeklagte, der leugnete , »var beschuldigt , in der
Rächt de» 4 . September v . I . zu Hausen a. d. Aach die Wohn-
»nd Wirtschaftsgebäude der Familien Moosbrugger u. Feierl «
tu Brand gesteckt zu haben, wodurch ein Schaden von mehreren
100 000 Mark entstand . Der Angeklagte hatte bei dem Brande
«tu Hemd gestohlen, da» ihm zum Verräter wurde .

Aus der ^Andesbsuptstsdt .
DZ Schwurgericht . In der heutigen Schwurgerichtssitzung

stand ein Fall wegen Lohnabtreibung zur Verhandlung . An-
gülagt war die Hebamme Katharina Ronnenmacher geb .
Hengel , aus Oetisheim , wohnhaft in Pforzheim . «Geladen
waren 7 Zeugen und 1 Sachverständiger . Die Geschworenen

fe
a<̂ t̂n die Nonnenmacher der Beihilfe zum Versuch der
treibung unter Zubilligung mildernder Umstände schuldig ,

worauf das Gericht auf eine Gefängnisstrafe von 5 Monaren
«klüglich 2 Monaten 4 Wochen Untersuchungshaft erkannte .
Als straferschwerend wirkte besonders der Umstand, daß die
«Angeklagte in ihrer Eigenschaft als Hebamme sich das ge¬
nannte Vergehen zuschulden kommen ließ. Der Haftbefehl
gegen die Nonnenmacher wurde auf Antrag de» Verteidigers
mit Rücksicht auf ihren Gesundheitszustand aufgehoben.

LandeStheater . Infolge Erkrankung von Marie von Ernst
und Franz Schwerdt findet heute statt „Violetta " eine Wie - |
veicholung von Humperdincks .Günsel «nd Gretel " statt . Hier - s
auf folgen die auf dem Theaterzettel bereits bekanntgegebenen |
Ungarischen Tänze von Brahms . I

Verschiedenes.
Brand de« Deffaner Theotrr ». Das Deffauer Friedrichs -

theater (ftühere Hoftheater ) ist niedergebrannt . Die Kata¬
strophe wurde mutmaßlich durch eine Kestel -Explosion^

verur¬
sacht, die während einer Probe stattfand . Die Kammersängerin
Herting wurde auf einer Treppe des zerstörten Theater » tot
aufgefunden , außerdem wird ein Friseur vermißt .

Stsstssnzeiger .
Personentariferhöhuug . Ab 1. Februar 1922 wird das Per -

sonenfahrgckd auf der Deutschen Reichsbahn um etwa 75 vom
Hundert erhöht . Die Erhöhung erstreckt sich auch auf die Zeit¬
karten urck» die Fahrpreise für Militär und Hunde . Der
Schnellzugszuschlag wird um 50 vom Hundert und die Gebühr
für Bahnsteigkarten um 100 vom Hundert , d. h. auf 1 M . er¬
höht. Die Erhöhung de» GepÄktarifS beträgt etwa 50 vom
Hundert unter Beibehaltung der seitherigen Mindestfracht von
3 M . und Berechnung nach der höchsten Entfernung jeder Ent -
fernungSzone.

Mt Fahrkarten , die in der Zeit «omL9 . bi» 31. Januar 1922
gelöst werden, muß die Fahrt spätesten» bl« zu» 31. Januar
angetretr « werde». Das gilt auch für die Rückfahrt bei Dop¬
pelkarten und bei Fahrkarten , die zur ' Fahrt in umgekehrter
Richtung gelost sind .

Fahrkarten , ausgenommen die Fahrscheine d«S Mitteleuro¬
päischen Reisebüros, deren Gültigkeit vor dem 1 . Februar be¬
ginnt und sich über diesen Tag hinaus erstreckt , können zu
dem beim Reiseantritt maßgebenden Preisen und Beförde¬
rungsbedingungen bis zum Ablauf ihrer Gültigkeit benutzt
werden.

Fahrscheinhefte de» Mitteleuropäischen Reisebüros , die mit
einem in die Zeit vom 7 . Dezembex 1921 bis 31. Januar 1922
fallenden Datum abgestempelt sind , gelten bis zum 3 . Februar
1922 . Ferner muß »nt solchen Fahrscheinhefte« die Reis« —
bei Heften für Hinz und Rückfahrt auch die Rückreise — späte¬
stens am 31 . -Januar 1922 angetreten werden .

Nähere Auskunft wird von den Betriebsinspektionen , Sta -
tionsämtern und dem Berkehrsbüro der Eiseckbahn -General - -
direktion erteilt .

Beförderung von Ferkel« auf der Eisenbahn . Rach dem am
1. Februar 1922 in Kraft tretenden Personen » und Gepäck¬
tarif , Teil M. für das gesamte Gebiet der Deutschen Reichs¬
bahn dürfen Ferkel nicht mehr als Traglasten in die Perso¬
nenwagen mitgenommen werden. Eie müssen daher ordnungs¬
gemäß — am besten al» Gepäck — aufgegeben und im Pack¬
wagen befördert werden, wobei die Überwachung der Sendung
durch den Eigentümer nicht möglich ist. Um. insbesondere bei
größerem Andrang , z. B . bei Ferkelmärktien, Schwierigkeiten
zu vermeiden, ist zu empfohlen, als Verpackung für die Ferkel¬
sendungen nicht, wie dies üblich ist, Säcke, sondern- möglichst
Körbe oder Kisten zu verwenden.

Personeller Teil.
Ernennungen, Versetzungen, Zuruhesetzungen usw.

der pbmmitziße» «Beamte«.
Aus dem Bereich des Staatsministeriums.

Versetzt :
den Vorstand des Wasser- und Straßenbauamtes Rastatt »

Baurat Philipp Kinzler , in gleicher Eigenschaft zum Wasser»
und Straßenbauamt Heidelberg.

Planmäßig augestrllt :
die Geometer Hermann «Schuster in Offenbuvg und Emil

Moser in Donaueschingen.
Ministerium des Jauern .

Ernannt :
Oberamtmann Dr . Gustav Hecht zum OberregierungSrctt

beim Ministerium des Innern .
Znruhegksetzt:

Amtsgehilfe Karl Meise beim Bezirksamt Säckingen auf
Ansuchen.

Justizministerium.
Ernannt :

GerichtSaffeffor Karl Glöckner zum Notar m Villingen ;
Bürogehilfe Albert Leichl« beim Notariat Oppenau zum
Justizassistenten .

Versetzt :
die Notare : Wendelin Friedman » in Mosbach nach Bruch¬

sal, Franz HaaS in Ettenheim nach Karlsruhe , Dr . Karl Mohr
in Boxberg nach Ettenheim und JuüuS Möfstnger in Gerns¬
bach nach WieSloch ; die Justizobersekretäre : Jakob Boifin bei
der Staatsanwaltschaft Mannheim zum Amtsgericht daselbst
und Anton Marguard beim Amtsgericht Mannheim zur
Staatsanwaltschaft daselbst ; Kanzleiasststent Wilhelm Tafel
beim Amtsgericht Eppingen zum Notariat Mannheim ; Auf¬
seher Ludwig Kempf beim Amtsgefängnis Heidelberg zum
Zuchthaus Bruchsal.

Zuruhrgefetzt auf Ansuchen:
Notariatsdirektor Heinrich Kapferer in Freiburg , Notar Karl

Hund in Bruchsal, Inspektor Friedrich Ziegler beim Amtsge -
fängnts «Mannheim . .

Miuisterium des Kultus und Unterrichts .
Zuruhegesetzt wurde :

Direktor der Universitätsbibliothek Heidelberg, Geheime-
rat Professor Dr . Wille, auf 1. April 1922 auf Ansuchen.

Amtsgehilfe Karl Anselm bei der Universitätsbibliothek in
Heidelberg auf sein Ansuchen , bis zur Wiederherstellung sei¬
ner Gesundheit

ArbeitSministeriiun .
Zuruhegesetzt:

Minifterialoberrechnungsrat Wilhelm Hell» auf Ansuchen,
bis zur Wiederherstellung seiner Gesundheit .

Ministerium der Finanze«.
Zuruhegesetzt:

die Forstmeister : Hugo Sexauer in Karlsruhe , Gustav Ried»>
matte « in Freiburg und Albert Köhler in Bruchsal.

Badisches Landestheater .
Donnerstag , 26 . Jan, 7—V410 Uhr Mk . 40-—
Statt Violetta (La Traviata ) Hän . el und Gretel

hierauf : Ungarische TSnze von Brahms .

Freitag , 27 . Jan . 7— n . ' /,10 Uhr . Mk . 25-—
Zum ersten Mal :

Volksbühne
HeißspOlU

Lustspiel in 3 Aufzügen von Emil Gött .

Marcel Salzer

Eintrachtsaal
Morgen 7 lf, Uhr

I Einziger Lustiger Abend I
H Professor |

VSIIig neues Programm I
I Karten zu Mk. 15 .—, 12 .—, 9.— und 6 .—
| (einschl . Steuer ) in der Musikalienhandlung

| Kurt Neufeldt , Waldstr .39

d 6 .— H
tdlung BR

mmt 6pat< uni) WMchW
Karlsruhe.

Gemäß § 55 bet Satzungen werden die nachgenann «
len Gebühren mit sofortiger Wirkung wie folgt neu
festgesetzt :

1 . Duc Gebühr für abgelöste Sparbücher ( § 17 letzter
Abs. der Satzungen auf 3 M . für da» Stück.

2. Die Schätzungsgebühren der Pfandleihkaffe <8 31
letzter Absatz der Satzungen :

a. für Goldpfänder : K978
bei einem «Schätzungswert bis zu 100 M . auf 3*/„
bei einem Schätzungswert von 101—500 M - auf

2®/, und mindestens 3 M -,
bei einem «Schätzungswert von über 500 M . auf

1®/, und mindestens 10 M.
t>. für sonstige Pfänder :

bei einem Schätzungswert bis zu 100 M auf 2®/„
bei einem Schätzungswert von 101—500 M . auf

I ®/, und mindestens 2 M .,
bei einem «Schätzungswert von über 500 M . auf

V,®/, und mindestens 3 M.
Wenn das Darlehen unter 50 M. bleibt, wich

keine Gebühr «hoben .
3. Die Lagergebühren der Pfandleihkaffe ( 8 37» der

Satzungen :
für Pfänder im SchätzungStvert bis zu 100 M.

auf 4®/, und mindestens 50 Pfg .,
für Pfänder im Schätzungswert von 101 —500 M.

auf 2®/„ und mindestens 4 M .,
für Pfänder im Schätzungswert von über SM M-

auf l ®/„ und mindestens 10 M.
Die Gebühr wich für jeweils 3 Monate oder
einen angefangenen Teil dieser Zeit berechnet.

4 . Die Gebühr für Bareinzahlnugen auf Guwkonten
durch Nichtgirokunden auf 50 Pfg .

KarlSruh «, den 18. Janur 1922 .
Der BerwattuugSrat .

Zahlungsaufforderung .
Die Korderungszettel über die Gebäudeversicherungs¬

beiträge für das Jahr 1920 sind hier am 10 - Januar
1922 zugestellt worden. Wer seinen Forderungszettel
nicht erhalten hat zeige es alsbald oer Finanzkaffe,
Kreuzstraße 11a an , sonst muß angenommen wechen ,
daß auch ihm der Forderungszettel zugestellt ist - Die
1 . Hälfte der Feuerverficherungsbeiträge muß spätestens
am 7 - Februar 1922 entrichtet wechen- Vom 8 . Fe.
bruar an werden Versäumnisgebühren und vom
15. Februar an PfändungscmordnungSgebühren er.
hoben. Wer feinen Forderungszettel aus irgend einem
Grunde später erhält muß seine Schuld binnen 14 Ta -
gen von der Zustellung an bezahlen. Gemahnt wird
nicht . Man zahle bargeldlos . 2 -698

Karlsruhe , den 24 . Januar 1922 .
giinanzamt.

Wer-ll .MmiM-VmiiiiWgL«>lblilhe
( E .B .) Mitgl . des Landesverbandes u - Bund Deutscher
Mietervereine. Geschäftsstelle : Morgenst *. olp -,
«Sprechstunden täglich 5-7 Uhr, Mittwoch 8-9 Uhr
abends „Unter den Linden ", Kaiserallee 71 . K -977

Donnerstag , de« 86 . Januar , abends 8 Uhr,
in der „ Walhalla " (Saal ) , Augartenstratze, für die

Südstadt
Freitag , de« 27 . Januar , abends 8 Uhr, im

„Rheinkanak" (Saal», für
Mühlburg «nd Grünwinkel

Mieter - Versammlungen .
Französisch

(System Ritter)
Erfolg verbürgt

Auslandspraxis
H . K . Ritter
behördl . zugel Sprachlehr .

KörnerstraBe 80
(Probestunden ) . *688»

mmMt Rechtspflege .
a. Streitige Gerichtsbarkeit.

Aufgebot.
L.680.2 Boxberg. Emil

Häffner , wohnhaft in Hei.
delber̂ Rohrbacherstraße
75, hat als Miterbe des
am 16. Oktober 1921 in
Krauthetm (Baden ) ver¬
storbenen, zuletzt in Be-
rolzheim (Baden ) wohn¬
haften Kaufmanns Fried,
rich Häffner das Aufge-
botsversahreu zum Zwecke
der Ausschließung von
Rachlaßgläubigern bean¬
tragt .

Die Nachlaßgläubiger
werden daher aufgefordert ,
ihre Forderungen gegen
den Nachlaß des verstorbe¬
ne» Kaufmann » Friedrich
Häffner von Berolzheim
spätestens in de«, auf

Mittwoch, 29. Mär » 1922 ,
vormittags 9 Uhr,

vor dem Unterzeichneten
Gericht anbevaumten

Aufgebotstermine bei die¬
sem Gericht anzumelden .

Die Anmeldung hat die
Angabe des Gegenstandes
und des Grundes der
Forderung zu enthalten .
Urkundliche Beweisstücke
find in Urschrift oder in
Abschrift beizufügen.
Die Nachlaßgläubiger,

welche sich nid# melden»
können, unbeschadet de»
Rechtes , vor den Verbind¬
lichkeiten au » PflichtterlS-
rechten , Vermächtnissen u.
Aussigen berücksichtigt zu
werden, von den Erben
nur insoweit Befriedigung
verlangen » al» sich nach
Befriedigung der nicht
ausgeschlossene » Gläubi¬
ger noch ein Überschuß er-
gibt. Auch haftet ihnen
jeder Erbe nach der Tei -
lung de» Nachlasses nur
für den stimm Erbteil
entsprechenden Teil der
Verbindlichkeit.

Für die Gläubiger aus
Pfllchtteilsrechten. Ver¬
mächtnisse « und Auflagen
sowie für di« Gläubiger ,

denen die Erben unbe¬
schränkt hasten, tritt , wenn
sie sich nicht melden, nur
der Rechtsnachteil ein»

daß jeder Erbe ihnen nach
der Teilung des Nachlas .
seS nur für den seinem

«Erbteil entsprechenden
Teild . Verbindlichkeithaftet .

Boxberg (Baden ) ,
den 19. Januar 1922 .

Amtsgericht.
2 .705 . «Schwetzingen .

Der am 27 . April 1885 in
Brühl geborene, in Brühl
wohnende, ledige Taglöh¬
ner Bernhard Schmitt
wird wegen Geistesschwä¬
che u . Verschwendung ent¬
mündigt . Die Kosten de»
Verfahrens trägt der Ent¬
mündigte .

Schwetzingen,
den 23. Januar 1922 .
Der Gerichtsschreiber des
_ Amtsgerichts.

Aufgebot.
2 .688 .2 Schwetzingen.

Die EmiUe Schüler geb.
Schuh, . Witwe des Kauf¬
manns Karl Schüler hier
hat beantragt , ihren Ba-
ter den verschollenen
Korl «Schuh, geb. am 1.
Oktober 1845 in Brühl ,
zuletzt wohnhaft in Schwet¬
zingen , für tot zu erklä¬
ren .

Der gezeichnete Verschol¬
lene wird aufgeforderi ,

sich spätestens in dem auf
Dienstag , 10. Oktvr . 1922,

vormittags 9 Uhr»
vor dem Unterzeichneten
Gericht anberaumten Auf-
geb >>' stermlne zu melden,
widrigenfalls die Todes¬
erklärung erfolgen w :rd.
An alle, welche Auskunft

üver Leben oder Tod de»
Verschollenen zu erteil «»
vermögen, ergeht die Auf¬
forderung , spätestens tm

? nfgebotStermine dem Ge»
e cht Anzeige zu machen .

Schwetzingen,
den 14 . Januar 1922 .

Amtsgericht L

VttUSekaslltinchllWll
«WchWWmg .

Wir vergeben, namen»
der Gemeinde Kiefern.
Amt Pforzheim , au )
Grund der Verordnung
des Finanzministerium »
vom 3. Januar 1907 tue
Arbeiten zur Verbesserung
des KirnbacheS in Kie¬

fern in 2 Losen von ins¬
gesamt 4400 cbm Erdbe¬
wegung, 52 cbm Beton u.
Mauerwerk und 2000 qm
Reupflaster . 2 .706 .2.1

Pläne , Bedingnisheft u .
Angebotsvordrucke liegen
auf unstrm GeschäfLszim -
mer , Zähringerallee Nr .
67 auf .

Angebote sind unter Be¬
nützung der bei uns er-
hältlicheu Vordrucke pro
Stück zu 2 M . spätestens
bis Donnerstag , den 9.
Februar 1922 , vorm . 11
Uhr, verschlossen , mit ent¬
sprechender Aufschrift ver¬
sehen, postfrei auf unse¬
rem Geschäftszimmer ein»
znreichen,

Zuschlagsfrist beträgt 3
Wochen .
Pforzheim , 28. Jan . 1922 .

Wasser»
und Straßenbauamt .

Wchmiig .
Die Gemeinde GamS»

hurst versteigert am Diens¬
tag, den 31 . Januar 1922,
mittags 12 Uhr im Engel
dahier naclcherzeichnete

Hölzer : K .976L.1
93 Eichen , 89 Eschen, 21

Erlen . 8 Birken , 3 Ahorn,
1 Ulme, wozu einladet.

Gamshurst ,
den 23. Januar 1922 .

Der Gemrinderat .

KMlOGMlIs .
Bad . Forstamt Bruchsal

verkauft freihändig etwa
2000 Fstm . Ei . , Hb ., Rb.,
Er ^ Es ., Ul ., Bi . und Fo .»
Stammholz L—IV. Kl .,
teil# abgabebereit, teils
auf dem Stock , aus den
Domänenwnldmigen «Obe¬
re Lußhardt und Eichel¬
berg. Die Angebote sind
schrrftlich je nach Holzart ,
Sortiment . Stärke und
Qualttätsklass « für je 1
Fstm. bis spätestens 11.
Februar d. I . einzurei¬
chen. Zuschlagefrist 3 Wo¬
chen. Lolsauszüge über da»
abgabebereite Holz gegen
Voreinsendung von 5 M.
vom Forstamt zu beziehen.
Weitere Auskunft durch
das Forstamt . 2 .686

WllljchlMls.
Das Bad . Forstamt

Gernsbach verkauft frei¬
händig den diesjährigen

Anfall an Papierholz , ge¬
schätzt zu 350 Ster I . und
11 , Kl . (etwa Yi Ta ., X
Fr .) uneutrindet aus den

Domänenwalddistrikten
Schwarzegehren , Brüh »
berg und Rockert in einem
Los . Nähere Auskunft
durch das Forstamt .

Angebote, gettennt nach
Klassen , sind bis Montag ,
den 6. Februar d . I . er¬
beten 2 .687

Eemeinsmer Binnen¬
tarif ki dellli- en (Eilen®
bOn- Netriebs -EeselijSiist
(HOijlhe Nebenbahnen ).

Tfv . 79 .
Am 1 . Febrrlar d. I .

tritt zum vorbezeichnete»
Tarif der Nachtrag 8 in
Kraft . Derselbe enthält di«
dem Borgehen der Deud «
scheu Reichsbahn entspre¬
chende Tariferhöhung im
Personen -, Gepäck-, Tier -
und Güterverkehr . Feste

Tariszuschläge werden
von der Erhöhung nicht
berührt . Das alsbaldige

Inkrafttreten des Nach¬
trags gründet sich auf die
vorübergehende Änderung
des 8 6 der Eisenbahn -
Berkehrsoednung ( RGM .
1914 Seite 456 ) . K .979

Berlin , 24. Jan . 1922.
Deutsche Eisenbahn Be¬

triebs -Gesellschaft Aftien-
Gesellschaft.

Kad. Kiunengüler -
tarif . Deutsch»»
GrsenbahngÄter -

tavtf Teil u . Heft C
ib,Deutsch -nordische

Gütertuetfe .
Auf 1. Februar 1928

werden die Besttmmungen
und Zuschlagstafeln zur
Berechnnug der Auslands¬
zuschläge im Verkehr mit
deutschen Stationen auf
«schweizergebiet u . Walds¬
hut Übergang neu auSgez
geben. Zum Kurse 1 M.
— 3 Rp . wird eine neue
Zuschbagstafel eingeführt .
Im übrigen ergeben sich
geringe Ermäßigungen .
Näheres in unserem Ta -
risanzeiger und in den
auf 1. Februar 1922 er¬

scheinenden Tarifdruckscr»
chen. AbkürzuM der Ber-
öffentlicharngSfrist geneh¬
migt. 2 .711
Karlsruhe , 24. Jan . 1922.
Eisenbahngeneraldireftio «.
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